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Der Fachzahnarztvorbehalt greift laut Gut-
achten unmittelbar in die durch Art. 12 
Abs. 1 GG geschützte Berufsfreiheit ein. 
Für zahlreiche Praxen hätte er gravierende 
wirtschaftliche Folgen und käme faktisch 
einem Berufsverbot gleich. Der Eingriff sei 
unverhältnismäßig und verfehle jedes Ziel: 
Weder eine bessere Versorgung noch eine 
Stabilisierung der GKV-Finanzen seien da-
mit erreichbar. 

Zudem warnt das Gutachten vor erheb-
lichen Versorgungslücken. Ein signi� kan-
ter Teil der bisherigen Leistungserbringer 

würde aus der vertragszahnärztlichen
Versorgung ausscheiden – mit Folgen für 
ca. 920.000 Kinder und Jugendliche, vor 
allem in den ostdeutschen Bundesländern.

Das Kurzgutachten wurde von der BZÄK 
in Auftrag gegeben. Das Gutachten er-
stellt hat Prof. Dr. Christian Burholt, LL.M. 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Medi-
zinrecht in Berlin.

Im gleichen Zeitraum hat Prof. Dr. Tho-
mas Ratajczak ein Gutachten im Auftrag 
der Gesellschaft Master of Science Kie-

ferorthopädie (GMSCKFO) erstellt. Darin 
kommt er zu dem Ergebnis, dass die ge-
plante Neuregelung des § 28 Abs. 2 Satz 
6 Nr. 1 SGB V für die überwiegend kiefer-
orthopädisch tätigen Zahnärzte ohne 
Fachzahnarztquali� kation einen nicht 
gerechtfertigten Eingriff in ihre Berufs-
freiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG darstelle, 
der in seinen Wirkungen einem Berufs-
verbot nahe käme.

Das Gutachten 
via QR-Code: 

Gutachten im Auftrag der Bundeszahnärztekammer

Fachzahnarztvorbehalt verfassungswidrig
Die Bundeszahnärztekammer (BZÄK) fordert den Gesetzgeber auf, den im Entwurf des GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetzes vorgesehenen Fachzahnarztvorbehalt in der vertragszahnärztlichen Kieferorthopädie ersatzlos zu streichen. 
Ein verfassungsrechtliches Gutachten, welches BZÄK und KZBV vorliegt, stellt klar: Die Regelung verstößt gegen 
zentrale Grundrechte des Grundgesetzes.
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